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 76/228. Die Menschenrechtssituation in der Arabischen Republik Syrien 
 

 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von der Charta der Vereinten Nationen, 

 in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze der Charta, der Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte1 und der einschlägigen internationalen Menschenrechtsverträge, nament-

lich der internationalen Menschenrechtspakte2, 

 in Bekräftigung ihres nachdrücklichen Bekenntnisses zur Souveränität, Unabhängig-

keit, Einheit und territorialen Unversehrtheit der Arabischen Republik Syrien und zu den 

Grundsätzen der Charta und verlangend, dass das syrische Regime seiner Verantwortung 

zum Schutz der syrischen Bevölkerung und zur Achtung, zum Schutz und zur Gewährleis-

tung der Menschenrechte aller Menschen innerhalb ihres Hoheitsgebiets und unter ihrer Ho-

heitsgewalt nachkommt, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 66/176 vom 19. Dezember 2011, 66/253 A vom 

16. Februar 2012, 66/253 B vom 3. August 2012, 67/183 vom 20. Dezember 2012, 67/262 

vom 15. Mai 2013, 68/182 vom 18. Dezember 2013, 69/189 vom 18. Dezember 2014, 

70/234 vom 23. Dezember 2015, 71/130 vom 9. Dezember 2016, 71/203 vom 19. Dezember 

2016, 71/248 vom 21. Dezember 2016, 73/182 vom 17. Dezember 2018, 74/169 vom 

_______________ 

1 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf. 

2 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 

1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; 

öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt). 
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 unter Hinweis auf ihre Forderung, dass alle Parteien alle geeigneten Schritte unterneh-

men, um Zivilpersonen, einschließlich der Angehörigen ethnischer und religiöser Gemein-

schaften, zu schützen, 

 unter Begrüßung der vom Sondergesandten unternommenen Bemühungen, die An-

strengungen der Vereinten Nationen zur Herbeiführung einer tragfähigen politischen Lö-

sung des Konflikts in der Arabischen Republik Syrien im Einklang mit Resolution 2254 

(2015) des Sicherheitsrats voranzubringen, unter Hinweis darauf, wie wichtig es ist, die Tä-

tigkeit des Verfassungsausschusses zu fördern und greifbare Ergebnisse zu erzielen, in die-

ser Hinsicht allen Parteien, insbesondere dem syrischen Regime, dringend nahelegend, sich 

auf produktive Weise an der Arbeit des Verfassungsausschusses zu beteiligen, unterstrei-

chend, dass eine politische Lösung des Konflikts in der Arabischen Republik Syrien die 

vollinhaltliche Durchführung der Resolution 2254 (2015) in allen ihren Aspekten erfordert, 

einschließlich der Abhaltung freier und fairer Wahlen, die unter der Aufsicht der Vereinten 

Nationen, zur Zufriedenheit des Regierungsorgans und gemäß den höchsten internationalen 

Standards für Transparenz und Rechenschaft durchgeführt werden und an denen sich alle 

Syrerinnen und Syrer, einschließlich der Binnenvertriebenen, Flüchtlinge und Mitglieder der 

Diaspora, beteiligen dürfen, und dass eine solche Lösung die Schaffung eines neutralen und 

sicheren Umfelds umfasst, und darauf hinweisend, dass die vor Kurzem in Syrien abgehal-

tenen Wahlen weder frei noch fair waren noch mit dem in Resolution 2254 (2015) des 

Sicherheitsrats geforderten politischen Prozess in Einklang standen, 

 erneut bestätigend, dass sie das Genfer Kommuniqué vom 30. Juni 201233 billigt, sich 

der Gemeinsamen Erklärung über das Ergebnis der multilateralen Gespräche über Syrien 

am 30. Oktober 2015 in Wien und der Erklärung der Internationalen Unterstützungsgruppe 

für Syrien vom 14. November 2015 („Wiener Erklärungen“) anschließend, mit dem Ziel der 

https://undocs.org/ot/S/RES/2254(2015)
https://undocs.org/ot/S/RES/2254(2015)
https://undocs.org/ot/S/RES/2254(2015)
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https://undocs.org/ot/S/RES/2565(2021)
https://undocs.org/ot/S/RES/2254(2015)
https://undocs.org/ot/S/RES/2118(2013)
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der Wiederaufnahme der Tätigkeit des Verfassungsausschusses unter syrischer Führungs- 

und Eigenverantwortung, den der Sondergesandte vom 18. bis 22. Oktober 2021 nach Genf 

einberief und moderierte, mit der nachdrücklichen Aufforderung an das Regime, sich am 

von den Vereinten Nationen moderierten Verfassungsausschuss zu beteiligen, gemäß seiner 

vereinbarten Aufgabenstellung und Geschäftsordnung, erneut erklärend, wie wichtig in die-

ser Hinsicht die vollständige Umsetzung der Agenda des Sicherheitsrats für Frauen und Frie-

den und Sicherheit gemäß Resolution 1325 (2000) und den neun nachfolgenden Resolutio-

nen des Sicherheitsrats ist, und unter Begrüßung der Einbeziehung der Zivilgesellschaft in 

den politischen Prozess, insbesondere über den Civil Society Support Room (Raum für die 

Unterstützung der Zivilgesellschaft) und den syrischen Frauenbeirat, 

 mit tiefer Besorgnis feststellend, dass die vom syrischen Regime ausgehende Kultur 

der Straflosigkeit für die während des gegenwärtigen Konflikts begangenen schwersten Ver-

stöße gegen das Völkerrecht und schwersten Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe, 

die teils Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen, einen Nähr-

boden für weitere Rechtsverletzungen und Übergriffe bietet, 

 betonend, wie wichtig es ist, dass die für die während des Konflikts unter Verstoß 

gegen das Völkerrecht begangenen schwersten Verbrechen verantwortlichen Personen zur 

Rechenschaft gezogen werden, um einen dauerhaften Frieden zu gewährleisten, 

 unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolutionen über die Sicherheit des humanitä-

ren Personals und den Schutz des Personals der Vereinten Nationen, namentlich ihre Reso-

lution 73/137 vom 14. Dezember 2018, sowie die Resolutionen des Sicherheitsrats über den 

Schutz des humanitären Personals, namentlich die Resolution 2175 (2014) vom 29. August 

2014 und 2286 (2016) vom 3. Mai 2016, die einschlägigen Erklärungen der Präsidentschaft 

des Sicherheitsrats, die sich auf die besonderen Verpflichtungen nach dem humanitären Völ-

kerrecht beziehen, das gesamte Sanitätspersonal und ausschließlich medizinische Aufgaben 

wahrnehmende humanitäre Personal, die Transportmittel und die Ausrüstung dieses Perso-

nals und Krankenhäuser und andere medizinische Einrichtungen in Situationen bewaffneten 

Konflikts zu schonen und zu schützen und sicherzustellen, dass Verwundete und Kranke so 

umfassend und so schnell wie möglich die erforderliche medizinische Versorgung und Be-

treuung erhalten, und unter Verurteilung der Angriffe auf Krankenhäuser und Sammelplätze 

für Kranke und Verwundete, einschließlich Behelfskrankenhäusern, sowie der Angriffe auf 

Sanitätspersonal und humanitäres Personal unter Verstoß gegen das humanitäre Völker-

recht, 

 mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über den anhaltenden unterschiedslosen 

Einsatz von Gewalt durch das syrische Regime gegen Zivilpersonen, der nach wie vor un-

ermessliches menschliches Leid verursacht und die Ausbreitung von Gewaltextremismus 

und gewalttätigen extremistischen Gruppen gefördert hat und deutlich macht, dass das syri-

sche Regime nach wie vor weder die Bevölkerung schützt noch die einschlägigen Resolutio-

nen und Beschlüsse der Organe der Vereinten Nationen durchführt, und der einen sicheren 

Raum und ein sicheres Umfeld für diejenigen geschaffen hat, die Kriegsverbrechen und 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen haben, 

 sowie mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die anhaltende Präsenz von Ge-

waltextremismus und gewalttätigen extremistischen Gruppen, Terroristen und terroristi-

schen Gruppen und unter nachdrücklicher Verurteilung aller Menschenrechtsverletzungen 

und -übergriffe und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, die von den Konfliktpar-

teien, insbesondere ISIL (auch bekannt als Daesh), mit Al-Qaida verbundenen terroristi-

schen Gruppen, bewaffneten Gruppen und nichtstaatlichen Akteuren sowie auch vom syri-

schen Regime und seinen Verbündeten, in der Arabischen Republik Syrien begangen werden, 

https://undocs.org/ot/S/RES/1325(2000)
https://undocs.org/ot/A/RES/73/137
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 mit ernster Besorgnis die Feststellung der Unabhängigen internationalen Untersu-

chungskommission für die Arabische Republik Syrien zur Kenntnis nehmend, dass nicht-

staatliche bewaffnete Gruppen nach wie vor Gewalt gegen Zivilpersonen einsetzen, 

 mit dem Ausdruck ihrer Unterstützung für die Arbeit der Unabhängigen internationa-

len Untersuchungskommission für die Arabische Republik Syrien, unter Begrüßung ihrer 

Berichte, nachdrücklich verurteilend, dass das syrische Regime nicht mit der Untersu-

chungskommission kooperiert, in Bekräftigung ihres Beschlusses, die Berichte der Untersu-

chungskommission dem Sicherheitsrat zu übermitteln, mit Dank an die Untersuchungskom-

mission für ihre Unterrichtungen der Mitglieder des Sicherheitsrats und mit dem Ersuchen 

an die Untersuchungskommission, die Generalversammlung und die Mitglieder des Sicher-

heitsrats weiterhin zu unterrichten, 

 in Bekräftigung ihrer entschiedensten Verurteilung des Einsatzes chemischer Waffen, 

gleichviel durch wen und unter welchen Umständen, betonend, dass jeder Einsatz chemi-

scher Waffen, gleichviel wo, wann, durch wen und unter welchen Umständen, unannehmbar 

ist und einen Verstoß gegen das Völkerrecht darstellt und darstellen würde, und mit dem 

Ausdruck ihrer festen Überzeugung, dass diejenigen, die für den Einsatz chemischer Waffen 

verantwortlich sind, zur Rechenschaft gezogen werden müssen und sollen, 

 auf das Entschiedenste verurteilend, dass in der Arabischen Republik Syrien wieder-

holt chemische Waffen eingesetzt wurden, unter anderem in den Fällen, die von der Orga-

nisation für das Verbot chemischer Waffen, dem Gemeinsamen Untersuchungsmechanis-

mus der Organisation für das Verbot chemischer Waffen und der Vereinten Nationen und 

dem Untersuchungs- und Ermittlungsteam der Organisation für das Verbot chemischer Waf-

https://undocs.org/ot/A/74/959
https://undocs.org/ot/A/75/871
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Auswirkungen auf die Rechte durch den Konflikt vertriebener Syrerinnen und Syrer haben, 

ihre Eigentumsrechte geltend zu machen, wie aus den anhaltenden Berichten über die weit 

verbreitete Zerstörung von Eigentum in den ehemals von der syrischen Opposition kontrol-

lierten Gebieten und über die Beschlagnahme von Eigentum von willkürlich inhaftierten 

oder vermissten Personen in der gesamten Arabischen Republik Syrien hervorgeht, mit der 

Forderung nach der sofortigen Aufhebung dieser Rechtsvorschriften und unter Betonung 

des Rechts aller, einschließlich vertriebener Syrerinnen und Syrer, nicht willkürlich ihres 

Eigentums beraubt zu werden, und ihres Rechts auf eine sichere, freiwillige und würdevolle 

Rückkehr in ihre Wohnstätten, sobald die Lage vor Ort es erlaubt, in dieser Hinsicht Kennt-

nis nehmend von dem Rundschreiben Nr. 30 von 2021, das das syrische Justizministerium 

im September herausgegeben hat und in dem eine vorherige Sicherheitsüberprüfung zur 

Voraussetzung für den Erhalt einer Vollmacht zur gerichtlichen Vertretung gemacht wird, 

eine Verfügung, durch die es zu einer weiteren Entrechtung von Vertriebenen und Flücht-

lingen kommen könnte, die auf Vollmachten angewiesen sind, um zivile administrative An-

gelegenheiten zu regeln, 

 mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass die Resolutionen des Sicherheitsrats 

2139 (2014), 2165 (2014), 2191 (2014), 2254 (2015), 2258 (2015), 2268 (2016), 2286 

(2016), 2393 (2017), 2401 (2018), 2449 (2018), 2504 (2020), 2533 (2020) und 2585 (2021) 

noch nicht durchgeführt wurden, und auf die dringende Notwendigkeit hinweisend, die An-

strengungen zur Bewältigung der humanitären Lage in der Arabischen Republik Syrien zu 

verstärken, unter anderem durch den Schutz von Zivilpersonen und die Gewährleistung ei-

nes sicheren, vollen, sofortigen, ungehinderten und dauerhaften humanitären Zugangs in der 

gesamten Arabischen Republik Syrien, 

 hervorhebend, dass der humanitäre grenzüberschreitende Mechanismus nach wie vor 

ein unverzichtbares und lebensrettendes Instrument zur Deckung des humanitären Bedarfs 
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brechen gegen die Mensch
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heitsrats zur Schaffung eines glaubwürdigen, alle Seiten einschließenden und säkularen Re-

gierungssystems führt, die syrischen Parteien nachdrücklich auffordernd, aktiv mit dem Ver-

fassungsausschuss zusammenzuarbeiten, um den Weg für die Aushandlung eines echten po-

litischen Übergangs zu ebnen, mit Dank Kenntnis nehmend von den Vermittlungsbemühun-

gen mit dem Ziel, eine Waffenruhe in der Arabischen Republik Syrien zu ermöglichen, von 

denen der Sicherheitsrat in seiner Resolution 2336 (2016) Kenntnis nahm, in Unterstützung 

der Anstrengungen zur Beendigung der Gewalt und zugleich mit dem Ausdruck ihrer tiefen 

Besorgnis über die Verstöße, verlangend, dass alle an der Waffenruhe beteiligten Parteien 

in der Arabischen Republik Syrien ihre Verpflichtungen einhalten, und alle Mitgliedstaaten, 

insbesondere die Mitglieder der Internationalen Unterstützungsgruppe für Syrien, mit Nach-

druck auffordernd, ihren Einfluss geltend zu machen, um die Einhaltung dieser Verpflich-

tungen und die volle Durchführung dieser Resolutionen zu gewährleisten, die Bemühungen 

um die Schaffung der Bedingungen für eine dauerhafte und anhaltende Waffenruhe zu 

unterstützen, was von grundlegender Bedeutung für die Herbeiführung einer politischen Lö-

sung des Konflikts in der Arabischen Republik Syrien ist, und den systematischen, ausge-

dehnten und schweren Menschenrechtsverletzungen und -übergriffen und Verstößen gegen 

das humanitäre Völkerrecht ein Ende zu setzen, 

 1. verurteilt mit Nachdruck die in der Arabischen Republik Syrien begangenen sys-

tematischen, ausgedehnten und schweren Verletzungen und Missbräuche der internationalen 

Menschenrechtsnormen und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht sowie die unter-

schiedslosen und unverhältnismäßigen Angriffe auf die Zivilbevölkerung und zivile Infra-

https://undocs.org/ot/S/RES/2336(2016)
https://undocs.org/ot/S/RES/2254(2015)
https://undocs.org/ot/S/RES/2258(2015)
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stellt und gegen das Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lage-

rung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen und 

die Resolution 2118 (2013) des Sicherheitsrats verstößt, und bringt ihre feste Überzeugung 

zum Ausdruck, dass diejenigen, die für die Entwicklung, die Herstellung, den Erwerb, die 

Lagerung, die Zurückbehaltung, die Weitergabe oder den Einsatz chemischer Waffen ver-

antwortlich sind, zur Rechenschaft gezogen werden müssen und sollen; 

 5. 

https://undocs.org/ot/S/RES/2118(2013)
https://undocs.org/ot/S/RES/2118(2013)
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sonstiger gezielter Gewalt gegen Zivilpersonen sowie das Aushungern der Zivilbevölkerung 

als Methode der Kriegführung, die Massaker, willkürlichen Hinrichtungen und außerge-

richtlichen Tötungen, die Tötung von friedlichen Demonstrierenden, Menschenrechtsvertei-

digerinnen und -verteidigern, Journalistinnen und Journalisten, Einzelpersonen und Mitglie-

dern von Gemeinschaften aufgrund ihrer Religion oder Weltanschauung, die willkürlichen 

Inhaftierungen, das Verschwindenlassen, die Vertreibung der Angehörigen von Minderhei-

tengruppen und derjenigen, die in Opposition zu dem syrischen Regime stehen, die rechts-

widrige Behinderung des Zugangs zu medizinischer Behandlung, die Tatsache, dass Sani-

tätspersonal nicht geschont und geschützt wird, sowie Folter, systematische sexuelle und 

geschlechtsspezifische Gewalt, einschließlich Vergewaltigungen in Haftanstalten, Miss-

handlungen, andere Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe, namentlich gegenüber 

Frauen und Kindern, und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht; 

 11. verurteilt unmissverständlich alle Angriffe und Gewalthandlungen gegen jour-

nalistisch tätige Personen und Medienschaffende durch das syrische Regime, die der Regie-

rung angeschlossenen Milizen und nichtstaatliche bewaffnete Gruppen, fordert alle Parteien 

nachdrücklich auf, die berufliche Unabhängigkeit und die Rechte dieser Personen zu achten, 

und erinnert in dieser Hinsicht daran, dass journalistisch tätige Personen und Medienschaf-

fende, die in Gebieten eines bewaffneten Konflikts gefährliche berufliche Aufträge ausfüh-

ren, als Zivilpersonen gelten und als solche zu schützen sind, sofern sie nichts unternehmen, 

was ihren Status als Zivilpersonen beeinträchtigt; 

 12. verurteilt mit Nachdruck alle Menschenrechtsverletzungen und -übergriffe und 

alle Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht durch bewaffnete nichtstaatliche Akteure, 

einschließlich der Tötung und Verfolgung von Einzelpersonen und Angehörigen von Ge-

meinschaften aufgrund ihrer Religion oder Weltanschauung, sowie alle Menschenrechtsver-

letzungen und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht durch nichtstaatliche bewaffnete 

Gruppen, einschließlich der Hisbollah und derjenigen, die der Sicherheitsrat als terroristi-

sche Gruppen benannt hat; 

 13. missbilligt und verurteilt mit Nachdruck die terroristischen Handlungen und die 

Gewalt gegen Zivilpersonen durch ISIL (auch bekannt als Daesh), Hay’at Tahrir al-Sham 

(vormals als Nusra-Front bekannt), mit Al-Qaida verbundene terroristische Gruppen, vom 

Sicherheitsrat als terroristisch benannte Gruppen wie Hurras al-Din und andere gewalttätige 

extremistische Gruppen und ihre fortgesetzten schweren, systematischen und ausgedehnten 

Menschenrechtsverletzungen und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und bekräf-

tigt, dass der Terrorismus nicht mit einer bestimmten Religion, einem Geschlecht oder einer 

Ethnizität, Nationalität oder Zivilisation in Verbindung gebracht werden kann und soll; 

 14. verurteilt mit allem Nachdruck die schweren und systematischen Verletzungen 

der Rechte der Frauen und Kinder durch terroristische und bewaffnete Gruppen, einschließ-

lich des sogenannten Islamischen Staates in Irak und der Levante (ISIL, auch bekannt als 

Daesh), insbesondere die Tötung von Frauen und Mädchen, die sexuelle und geschlechts-

spezifische Gewalt, einschließlich der Versklavung und der sexuellen Ausbeutung und des 

sexuellen Missbrauchs von Frauen und Mädchen und der Einziehung, des Einsatzes und der 

Entführung von Kindern; 

 15. verurteilt die gemeldeten Bevölkerungsvertreibungen in der Arabischen Repu-

blik Syrien, einschließlich der Vertreibung von Zivilpersonen infolge lokaler Waffenruhe-

vereinbarungen, wie von der Untersuchungskommission hervorgehoben, und ihre alarmie-

renden Auswirkungen auf die Demografie des Landes, die eine von dem syrischen Regime, 

seinen Verbündeten und anderen nichtstaatlichen Akteuren eingeleitete Strategie des radi-

kalen demografischen Wandels darstellen, fordert alle beteiligten Parteien auf, sofort alle 

damit verbundenen Aktivitäten einzustellen, insbesondere alle Aktivitäten, die möglicher-

weise Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen, stellt fest, 
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Gebieten leben, die nicht der Kontrolle des syrischen Regimes unterstehen, und dass 

5,3 Millionen Menschen im Nordosten und Nordwesten humanitäre Hilfe benötigen, und ist 

sich außerdem des Multiplikatoreffekts der COVID-19-Pandemie bewusst sowie dessen, 

dass der grenzüberschreitende Mechanismus angesichts der Beschränkungen der Konflikt-

linien überschreitenden Hilfe für die Deckung des humanitären Bedarfs der Bevölke-

rungsteile, die nicht durch die innerhalb der Arabischen Republik Syrien durchgeführten 

Einsätze erreicht werden können, nach wie vor unverzichtbar ist, so auch für die Lieferung 

von Impfstoffen und Versorgungsgütern zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie; 

 21. verlangt, dass das syrische Regime und alle anderen Konfliktparteien den siche-
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und in erster Linie die Sicherheitskräfte des syrischen Regimes während des gesamten letz-

ten Jahrzehnts vorsätzlich und in sehr großem Ausmaß das Verschwindenlassen von Perso-

nen betrieben haben; 

 27. bringt seine tiefe Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass nach den jüngsten Er-

kenntnissen der Untersuchungskommission die Streitkräfte des syrischen Regimes das 

Schicksal und den Verbleib verschwundener Personen weiterhin vorsätzlich geheim halten 

und damit das Leid Hunderttausender Angehöriger der Verschwundenen absichtlich verlän-

gern, was äußerst beunruhigend ist, da Hinweise darauf vorliegen, dass das syrische Regime 

in Bezug auf die von ihm inhaftierten Personen eine detaillierte Bürokratie unterhält und ein 



A/RES/76/228 Die Menschenrechtssituation in der Arabischen Republik Syrien 

 

21-19659 18/24 

 

5. März 2020 im Südosten Idlibs und im Westen Aleppos mindestens 1.500 Luftangriffe, 

vorwiegend mit Luft-Boden-Flugkörpern und Fassbomben, geflogen wurden, bei denen 

medizinische Einrichtungen, Schulen und Märkte beschädigt und Zivilpersonen getötet wur-

den, und über die Schlussfolgerungen der Untersuchungskommission, wonach hinreichende 

Gründe zu der Annahme bestehen, dass regierungstreue Kräfte durch ihre Luftangriffe die 

Kriegsverbrechen gezielter Angriffe auf Sanitätspersonal und medizinische Einrichtungen 

begangen haben, sowie das Kriegsverbrechen unterschiedsloser Angriffe, die zum Tod oder 

zur Verwundung von Zivilpersonen führten, wodurch mehr als 560.000 Menschen aus dem 

Nordwesten Idlibs vertrieben wurden, zusätzlich zur früheren Vertreibung von mehr als der 

Hälfte der 2,5 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner Idlibs, von denen einige seit Be-

ginn des Konflikts mehrfach vertrieben wurden, betont, dass die Situation in Idlib Anlass zu 

besonderer Besorgnis gibt, bekundet ihre Unterstützung für die derzeitige Vereinbarung zur 

Einstellung der Feindseligkeiten, um eine weitere humanitäre Katastrophe zu vermeiden, 

und fordert die Garanten dieser Vereinbarung auf, sicherzustellen, dass die Waffenruhe ein-

gehalten und ein sicherer, voller, rascher, ungehinderter und nachhaltiger humanitärer Zu-

gang gewährt wird; 

 34. verlangt, dass das syrische Regime uneingeschränkt mit der Untersuchungs-

kommission kooperiert, namentlich indem es ihr sofort vollen, sicheren, ungehinderten und 

dauerhaften Zugang zu allen Teilen der Arabischen Republik Syrien gewährt; 

 35. verurteilt mit Nachdruck das Eingreifen aller ausländischen terroristischen 

Kämpfer und derjenigen ausländischen Organisationen und Kräfte, die im Namen des syri-

schen Regimes kämpfen, in der Arabischen Republik Syrien, bringt ihre tiefe Besorgnis dar-

über zum Ausdruck, dass die Beteiligung dieser Kämpfer und Organisationen die sich ver-

schlechternde Situation in der Arabischen Republik Syrien, namentlich die Menschenrechts-

situation und die humanitäre Lage, noch weiter verschärft, was sich stark negativ auf die 

Region auswirkt, und verlangt ferner, dass alle ausländischen terroristischen Kämpfer und 

diejenigen, die zur Unterstützung des syrischen Regimes kämpfen, einschließlich aller von 

ausländischen Regierungen geförderten Milizen, sich unverzüglich aus der Arabischen Re-

publik Syrien zurückziehen müssen; 

 36. verlangt, dass alle Parteien allen Verletzungen der internationalen Menschen-

rechtsnormen, allen Menschenrechtsverletzungen und allen Verstößen gegen das humani-

täre Völkerrecht sofort ein Ende setzen, erinnert insbesondere an die nach dem humanitären 

Völkerrecht bestehende Verpflichtung, zwischen Zivilpersonen und Kombattanten zu unter-
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 38. verlangt, dass das syrische Regime sofort alle Angriffe auf Zivilpersonen, alle 

unverhältnismäßigen Angriffe und jeden unterschiedslosen Einsatz von Waffen in bevölker-

ten Gebieten einstellt, und erinnert in dieser Hinsicht an die Verpflichtung, das humanitäre 

Völkerrecht unter allen Umständen zu achten; 

 39. betont, dass die Verantwortlichen für die seit März 2011 in der Arabischen Re-

publik Syrien begangenen Verbrechen, mit denen gegen das Völkerrecht, insbesondere das 

humanitäre Völkerrecht und die internationalen Menschenrechtsnormen, verstoßen wurde 

und die zum Teil möglicherweise Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Mensch-

lichkeit darstellen, durch faire und unabhängige Untersuchungen und Strafverfolgungen auf 

innerstaatlicher oder internationaler Ebene zur Rechenschaft gezogen werden müssen; 

 40. ersucht den Internationalen, unparteiischen und unabhängigen Mechanismus, 

der Generalversammlung beginnend mit ihrer fünfundsiebzigsten Tagung unter Wahrung 

der Vertraulichkeit seiner Sacharbeit einen jährlichen Bericht über die Durchführung seines 

Mandats vorzulegen und dies so zu terminieren, dass die Leitung des Mechanismus den 

Bericht jedes Jahr im April auf einer Plenarsitzung der Versammlung unter dem Tagesord-

https://undocs.org/ot/A/RES/73/182
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weise Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen darstellen, Empfehlun-

gen dafür vorzulegen, wie verbesserte Maßnahmen zum Schutz von Zivilpersonen erleich-

tert werden können sowie Maßnahmen, um die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu zie-

hen, und Zeugenaussagen syrischer Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger, Über-

lebender von Folter und sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt, ehemaliger Inhaftier-

ter und Aussagen anderer Syrerinnen und Syrer durch geeignete und sichere Mittel vorzu-

sehen, sofern die betroffenen Personen in Kenntnis der Sachlage eingewilligt haben; 

 46. beklagt die Verschlechterung der humanitären Lage in der Arabischen Republik 

Syrien und fordert die internationale Gemeinschaft unter Betonung der Bedeutung der Las-

tenteilung nachdrücklich auf, ihre Verantwortung für die Bereitstellung dringender finan-

zieller Unterstützung wahrzunehmen, um die Aufnahmeländer und -gemeinschaften in die 

Lage zu versetzen, dem wachsenden humanitären Bedarf der syrischen Flüchtlinge zu ent-

sprechen; 

 47. fordert alle Mitglieder der internationalen Gemeinschaft, einschließlich aller 

Geber, auf, ihre früheren Zusagen zu erfüllen und den Vereinten Nationen, ihren Sonderor-

ganisationen und anderen humanitären Akteuren auch weiterhin die dringend benötigte Un-

terstützung für die Bereitstellung humanitärer und medizinischer Hilfe an Millionen hilfe-

bedürftiger Syrerinnen und Syrer zu gewähren, insbesondere an diejenigen, die sowohl im 

eigenen Land als auch in die Aufnahmeländer und -gemeinschaften vertrieben wurden; 

 48. begrüßt die Bemühungen der Länder außerhalb der Region, die politische und 

sonstige Maßnahmen ergriffen haben, um syrische Flüchtlinge zu unterstützen und aufzu-

nehmen, legt ihnen nahe, noch mehr zu tun, und legt außerdem anderen Staaten außerhalb 

der Region nahe, die Umsetzung ähnlicher politischer und sonstiger Maßnahmen zu erwä-

gen, um syrischen Flüchtlingen Schutz und humanitäre Hilfe zu gewähren, erkennt an, dass 

die Bedingungen vor Ort verbessert werden müssen, um die sichere, freiwillige, würdevolle 

und in Kenntnis der Sachlage erfolgende Rückkehr von Flüchtlingen an ihre Herkunftsorte 

oder an andere Orte ihrer Wahl zu erleichtern, und nimmt Kenntnis von der jüngsten Fest-

stellung der Untersuchungskommission, wonach die Arabische Republik Syrien noch kein 

sicheres und stabiles Umfeld für die dauerhafte und würdevolle Rückkehr von Flüchtlingen 

oder für die 6,7 Millionen Binnenvertriebenen im Land bietet; 

 49. verurteilt mit Nachdruck die vorsätzliche Verweigerung humanitärer Hilfe für 

Zivilpersonen, gleichviel von welcher Seite, und insbesondere die Verweigerung medizini-

scher Hilfe und die Einstellung der Wasser- und Sanitärversorgung in Zivilgebieten, die sich 

in jüngster Zeit verschlimmert hat, hebt hervor, dass das Aushungern von Zivilpersonen als 

Methode der Kriegführung völkerrechtlich verboten ist, und stellt insbesondere fest, dass 
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